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Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE                  „Stellen ZGF sichern“ 

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre 2018 
und 2019 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

I. Der Produktgruppenhaushalt wird wie folgt geändert: 

 Nr. Bezeichnung 

Produktplan: 08 Gleichberechtigung der Frau 

Produktbereich: 08.01 Gleichberechtigung (L) 

Produktgruppe: 08.01.01 Gleichstellungs-/-berechtigungsfragen(L) 

Der Anschlag bei den Personalausgaben wird für das Jahr 2018 von  764 Tsd. € um   80 Tsd. 
€ auf  844  Tsd. € erhöht. 

Der Anschlag bei den Personalausgaben wird für das Jahr 2019 von  754 Tsd. €  um   80 Tsd. 
€ auf  834  Tsd. € erhöht. 

II. In konkreter Umsetzung wird der Haushaltsplan wie folgt geändert: 

 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 00 Bürgerschaft,Senat,Rechnungshof,Staatsgerichtshof, 

Kapitel: 0045 Zentralstelle für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau 

Titel: 428 01-0  Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Der Anschlag wird für das Jahr 2018 von 650.210 € um 80.000 € auf 730.210 € erhöht. 

Der Anschlag wird für das Jahr 2019 von 644.820 € um 80.000 € auf 724.820 € erhöht. 

 

Erläuterung: 

In der Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau ist laut Haushalts-
anschlag von 2017 auf 2018 der Abbau von 1,5 VZÄ vorgesehen (eine reguläre Stelle und 
eine Teilzeitstelle für Gleichstellungsproblemen von geflüchteten Frauen). Dieser Stellenab-
bau würde zu unmittelbaren Einschränkungen in den Beratungsangeboten der Zentralstelle 
führen. Gleichzeitig ist in den letzten Jahren die Nachfrage nach Beratungsangeboten 
kontinuierlich gewachsen und die Aufgabenbreite durch Beschlüsse der Bürgerschaft ausge-
weitet worden (z.B. Reform des Sexualstrafrechts, Prostituierten-Schutzgesetz, Entgelttrans-
parenzgesetz, Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen, Gewalt gegen Frauen, Beschluss zur 
Gewaltprävention in Einrichtungen). Der vorgesehe Stellenabbau ist daher nicht zu recht-
fertigen, die bisherige Stellenanzahl (inklusive Verstetigung der halben Stelle für  Fluchtbe-
zogene Fragen) muss erhalten bleiben. 

 

 

Klaus-Rainer Rupp, Kristina Vogt und Fraktion DIE LINKE 


